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Wie steht die Partei zur konsequenten Regulierung von Plattformen und KI-Anbietern? 
• Kennzeichnungspflicht von KI 
• Aufhebung des Haftungsprivilegs 
• Vergütungspflicht für journalistische Inhalten 
• Haltung zu AI-Overviews und zwingenden Quellen-Verlinkung 
• Position zur geplanten Digitalabgabe 

 
Antwort: 
Die CDU setzt sich für einen fairen und transparenten digitalen Raum ein. Eine 
Kennzeichnungspflicht für KI-generierte Inhalte befürworten wir, um Transparenz und 
Verlässlichkeit für die Nutzerinnen und Nutzer zu gewährleisten. Beim Haftungsprivileg sehen 
wir die Notwendigkeit, große Plattformen stärker in die Pflicht zu nehmen, insbesondere wenn 
es um die Verbreitung illegaler oder desinformierender Inhalte geht. Der Schutz des geistigen 
Eigentums ist für uns zentral: Wir unterstützen daher ein starkes Leistungsschutzrecht und 
eine Vergütungspflicht gegenüber Plattformen und KI-Anbietern. Dies schließt ein, dass bei 
AI-Overviews Quellen zwingend verlinkt werden müssen, um die Urheber zu schützen und 
Nachvollziehbarkeit zu garantieren. Einer nationalen oder regionalen Digitalabgabe stehen 
wir jedoch skeptisch gegenüber. Wir bevorzugen hier internationale Lösungen (etwa auf 
OECD-Ebene), um die heimische Wirtschaft nicht durch isolierte Sondersteuern einseitig zu 
belasten. 
 
 
Wie steht die Partei zur Förderung von Journalismus und Presse/Medien? 

• Position zur nicht-redaktioneller Förderung 
• Position zur Gemeinnützigkeit von Journalismus 
• Wird redaktionelle Förderung ausgeschlossen? 
• Welche Maßnahmen werden präferiert? 
• spezifische Ideen für Lokaljournalismus 

 
Antwort: 
Wir schließen eine direkte redaktionelle Förderung durch den Staat aus, um die 
journalistische Unabhängigkeit in jedem Fall zu wahren. Der Gemeinnützigkeit von 
Journalismus (z. B. für investigative oder lokale Projekte) stehen wir grundsätzlich offen 
gegenüber, sofern die Kriterien rechtssicher, transparent und wettbewerbsneutral definiert 
sind. Für den Lokaljournalismus sehen wir vor allem den Abbau von Bürokratie, die Stärkung 
der Rahmenbedingungen im digitalen Wettbewerb gegenüber großen Tech-Konzernen sowie 
die konsequente Durchsetzung von Urheberrechten als zentrale Maßnahmen. 
 
 
Haltung zu Auskunftsrechten und Informationsfreiheitsgesetz? 

• Position zur aktuellen Planung, diese Rechte in Berlin einzuschränken 
• Wie sollen entsprechende Regelungen künftig aussehen? 
• Position zur Praxis öffentlicher Pressestellen Anfragen weder zeitnah noch 

umfänglich zu beantworten 
 
Antwort: 
Transparenz und Informationsfreiheit sind für uns hohe Güter. Etwaige Anpassungen am 
Informationsfreiheitsgesetz in Berlin zielen nicht darauf ab, die Pressefreiheit 
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einzuschränken. Vielmehr geht es darum, einen praktikablen Ausgleich zwischen 
berechtigten Auskunftsinteressen und der Handlungsfähigkeit der Verwaltung zu schaffen, 
etwa um behördenlähmende, missbräuchliche Massenanfragen zu verhindern. Künftige 
Regelungen sollen unbürokratisch, rechtssicher und digital leicht zugänglich sein. Zur Praxis 
der Pressestellen haben wir eine klare Haltung: Die CDU Berlin steht für eine funktionierende 
und bürgernahe Verwaltung. Dazu gehört zwingend, dass öffentliche Pressestellen Anfragen 
von Journalistinnen und Journalisten zeitnah, professionell und umfänglich gemäß dem 
Landespressegesetz beantworten. 
 
 
Maßnahmen zur Verbesserung des Schutzes von Journalist:innen? 

• Position zu den gemeinsamen Verhaltensgrundsätzen Polizei/Presse 
• Rolle des bundeseinheitlichen Presseausweises im Verhältnis zu anderen „Ausweisen“ 
• Muss sich die Polizei weiterentwickeln mit Blick auf ihre Pflichten nach Art. 5 GG? 

 
Antwort: 
Der Schutz von Medienschaffenden ist für unsere Demokratie wichtig. Wir unterstützen die 
gemeinsamen Verhaltensgrundsätze von Polizei und Presse, da sie eine verlässliche 
Grundlage für die Zusammenarbeit vor Ort bieten. Der bundeseinheitliche Presseausweis 
spielt dabei eine zentrale Rolle. Er ermöglicht den Behörden eine schnelle und rechtssichere 
Legitimation und muss gegenüber anderen, nicht offiziell anerkannten Ausweisen klar 
priorisiert werden. Die Berliner Polizei ist den Pflichten aus Art. 5 GG selbstverständlich 
verpflichtet. Wir befürworten eine kontinuierliche Sensibilisierung und Schulung der 
Einsatzkräfte, um den Schutz der Pressefreiheit auch in sehr dynamischen und 
unübersichtlichen Einsatzlagen jederzeit professionell zu gewährleisten. 
 
 
Wie kann der ÖRR gestärkt und resilienter aufgestellt werden? 

• Position zur Debatte Anhebung Rundfunkbeitrag 
• Reichen die Maßnahmen des Reformstaatsvertrags aus? 
• Was kann man gegen rbb-Pensionslasten tun? Position zur „Entschuldung"? 

 
Antwort: 
Wir bekennen uns zu einem starken und vielfältigen öffentlich-rechtlichen Rundfunk. Aus den 
Verfehlungen im rbb-Skandal wurden Konsequenzen gezogen. Mit dem neuen rbb-
Staatsvertrag haben wir Kontrolle, Transparenz und Compliance deutlich gestärkt, 
Führungsstrukturen verkleinert und Gehälter begrenzt. Diesen Reformkurs setzen wir 
konsequent fort. Der Vertrag wird regelmäßig auf Wirksamkeit, Sparsamkeit und Effizienz 
überprüft. Zur Debatte um den Rundfunkbeitrag: Unser Ziel ist es, die Beitragsstabilität 
langfristig zu sichern. Dafür muss sich der ÖRR wieder auf seine Kernaufgaben (Information, 
Bildung, Kultur) konzentrieren. Auch Standortfragen müssen stärker diskutiert werden. Die 
Sender müssen durch wirtschaftliches Handeln, Synergien und Strukturreformen ihre 
Haushalte selbst konsolidieren. 
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Wie soll Medienkompetenz für alle nachhaltig gefördert werden? 
• Position zu einem Unterrichtsfach „Medien- und Nachrichtenkompetenz“ 
• Muss/sollte die mabb ihre Angebote hier weiter ausbauen? 
• Können/sollten anderen Einrichtungen hier noch tätig werden? 
• Position zu digitalem Führerschein 

 
Antwort: 
Medienkompetenz ist heute eine Schlüsselqualifikation. Anstatt eines isolierten 
Unterrichtsfachs bevorzugen wir die fächerübergreifende Verankerung dieses Themas in 
den Lehrplänen, um den kritischen Umgang mit Medien in allen Kontexten zu schulen. Die 
Medienanstalt Berlin-Brandenburg (mabb) spielt hier eine wichtige Rolle. Wir haben den 
mabb-Staatsvertrag modernisiert und an digitale Herausforderungen angepasst; ein Ausbau 
ihrer Bildungsangebote ist ein sinnvoller Schritt. Zudem müssen andere Einrichtungen wie 
Schulen, Volkshochschulen und Bibliotheken als Vermittler gestärkt werden. Ein „digitaler 
Führerschein“ kann als freiwilliges Zertifikat ein gutes Instrument sein, um insbesondere bei 
Jugendlichen oder Senioren Anreize zur Weiterbildung zu schaffen. 
 
 
Schutz der Medien vor Populismus/Unterwanderung - müssen hier Gesetzesgrundlagen 
geändert werden (siehe S.-Anhalt, RLP)? 

• rbb-Staatsvertrag 
• Landespressegesetz 
• sonstige Gesetze/Vorschriften 

 
Antwort: 
Wir haben beim rbb-Staatsvertrag bereits gehandelt: Durch die Stärkung der Rechte von 
Rundfunk- und Verwaltungsrat sowie klarere Anforderungen an Qualifikation und 
Verantwortung haben wir die Gremien resilienter gegen sachfremde oder populistische 
Einflussnahme gemacht. Das Berliner Landespressegesetz und Artikel 5 des Grundgesetzes 
bieten ein starkes und bewährtes Fundament. Wir beobachten die medienpolitischen 
Entwicklungen und Debatten in anderen Bundesländern jedoch genau.  
 
 


